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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Besoldungsmäßige Einstufung der Ingenieure im Bundes- 
dienst 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Evers, Stücklen, 
Volmar, Köster, Frau Griesinger, Dr. Jenninger und 
Genossen 

- Drucksache VI/2786 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Namen der Bundes- 
regierung wie folgt: 


Vorbemerkung 

Die Besoldung der Beamten richtet sich nach den von ihnen 
auszuübenden Funktionen und der hierfür erforderlichen Aus- 
bildung. 

Gegenwärtig befinden sich alle Ausbildungsgänge im Rahmen 
der Reform des Bildungswesens in einer Phase der grundlegen- 
den Überprüfung. Die Reform des Bildungswesens wird zwangs- 
läufig Auswirkungen auf die Berufsbilder und die Anforde- 
rungsprofile für die im öffentlichen Dienst zu erfüllenden Funk- 
tionen haben. Es ist eine Studienkommission für die Reform des 
öffentlichen Dienstrechts berufen worden, die das Dienstrecht 
umfassend überprüft; ihre Arbeiten sind noch voll im Gange. 

Diese Situation muß bei der Problematik der besoldungsmäßi- 
gen Einstufung der Ingenieure im Verhältnis zu den Volksschul- 
lehrern beachtet werden. 


1. Hält die Bundesregierung die bestehenden Besoldungesunter- 
sdiiede zwischen Ingenieuren im Bundesdienst einerseits und 
Volksschullehrern im Landesdienst andererseits für gerechtfer- 
tigt? 

Die bestehenden Besoldungsunterschiede sind das Ergebnis 
einer langjährigen, von Land zu Land unterschiedlichen Ent- 
wicklung. Sie setzte sogleich nach Erlaß des Bundesbesoldungs- 
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gesetzes von 1957 ein und führte mangels ausreichender Bun- 
deskompetenzen zu uneinheitlichen dienstrechtlichen Konzep- 
tionen. Erst die Schaffung einer Bundeskompetenz für die 
Besoldung des ganzen öffentlichen Dienstes durch den neuen 
Artikel 74 a des Grundgesetzes in dem Änderungsgesetz zum 
Grundgesetz vom 18. März 1971 hat die Voraussetzungen dafür 
geschaffen, daß der seit 13 Jahren zu beklagenden Auseinan- 
derentwicklung der Besoldung Einhalt geboten werden konnte. 
Zunächst mußte im Ersten Vereinheitlichungs- und Neurege- 
lungsgesetz zur Besoldung vom 18. März 1971 auf den Vorge- 
fundenen Grundlagen eine Synchronisierung und Festschrei- 
bung des Besoldungsrechts erfolgen. Dies konnte, was ich we- 
gen der Bedeutung und Schwierigkeit der Materie besonders 
begrüßt habe, in fruchtbarer Zusammenarbeit zwischen Regie- 
rungsparteien und Opposition bewerkstelligt werden. 

Bereits seit Ende des vorigen Jahres laufen aber außerdem im 
Zusammenhang mit der Reform des Bildungswesens Vorarbei- 
ten für eine Umstrukturierung der Laufbahnen und der Besol- 
dung. Dem Ergebnis der Untersuchungen möchte ich nicht vor- 
greifen. 


2. Wie gedenkt die Bundesregierung, das Problem der unterschied- 
lichen Besoldung zwischen Volksschullehrern und Ingenieuren 
im Bundesdienst zu lösen? 


Eine den jeweils zu stellenden Anforderungen gerecht wer- 
dende Besoldung sowohl der Volksschullehrer und der Inge- 
nieure im Bundes- und im Landesdienst als auch der Beamten 
aller anderen Fachrichtungen erfordert eine auf die Ergebnisse 
der Reform des Bildungswesens abgestimmte neue Festlegung 
der Anforderungsprofile für die im öffentlichen Dienst zu er- 
füllenden Aufgaben. Dabei werden auch, wie in der Vorbe- 
merkung ausgeführt, die Untersuchungen der Studienkommis- 
sion für die Reform des öffentlichen Dienstrechts von wesent- 
licher Bedeutung für die Neuordnung des Laufbahnrechts sein. 


3. Welche konkreten Schritte hat die Bundesregierung eingeleitet 
oder gedenkt die Bundesregierung einzuleiten, um die quali- 
tative Einheitlichkeit des Besoldungsgefüges in Bund und Län- 
dern herzustellen? 


Im Interesse einer beschleunigten Regelung der Probleme habe 
ich parallel zu den Arbeiten der Studienkommission in meinem 
Hause mit den Vorbereitungsarbeiten für einen vordringlich zu 
lösenden Teil der Neuordnung des Laufbahnrechts, der Neufest- 
legung der Eingangsvoraussetzungen für den gehobenen Dienst, 
begonnen. Hierbei soll ein Gesamtrahmen für die Berufsgrup- 
pen des gehobenen Dienstes gefunden werden. Es kommt darauf 
an, ausgehend von einer Neubestimmung der Funktionsbereiche 
und Funktionsanforderungen, Bewertungsmaßstäbe zu finden, 
die eine allseits befriedigende Gesamtregelung ermöglichen. 
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4. Innerhalb welchen Zeitraums glaubt die Bundesregierung, dem 
Deutschen Bundestag Gesetzesvorschläge zur Lösung dieses 
Problems vorlegen zu können? 

Die Voraussetzungen und Grundlagen für eine ausgewogene 
Gesamtlösung sind, wie ich in den vorangegangenen Antwor- 
ten aufgezeigt habe, erst durch die Entscheidungen vom März 
dieses Jahres geschaffen worden, insbesondere mit Bezug auf 
das hier bedeutsame Verhältnis des Bundes zu den Ländern. 
Ein Gesamtkonzept kann angesichts der Vielgestaltigkeit der 
Aufgaben der öffentlichen Hand nicht kurzfristig erstellt wer- 
den. Gleichwohl hoffe ich, daß im Laufe des nächsten Jahres 
weiterführende Lösungsvorschläge vorgelegt werden können. 


5. Würden sich Konsequenzen aus einer Gleichstellung von Inge- 
nieuren im Bundesdienst und Volksschullehrern im Landes- 
dienst im Hinblick auf die Laufbahnen in der allgemeinen Ver- 
waltung ergeben? 


Die laufbahn- und besoldungsrechtliche Einstufung des graduier- 
ten Ingenieurs in das Funktionsgefüge des öffentlichen Dienstes 
kann nicht isoliert betrachtet werden. Der technische und der 
nichttechnische Dienst stehen in enger Beziehung zueinander. 
Dieser Sachzusammenhang wird bei einer gesamten Neuord- 
nung des Laufbahnrechts zu berücksichtigen sein. 

Auch der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 12. März 1971 
anläßlich der Verabschiedung des 1. BesVNG (Drucksache 123/ 
71) erneut seine Auffassung bekräftigt, daß vor einer Neuord- 
nung des gesamten Laufbahnrechts nicht bisher gleichbewertete 
Beamtengruppen unterschiedlich besoldet werden dürfen. 

Daher müssen in einer Neuordnung des gehobenen Dienstes, 
wie unter der vorstehenden Nummer 3 ausgeführt worden ist, 
alle Berufsgruppen einbezogen werden. 


Genscher 
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